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Amt 

d5s!SN - /l~ INt 
der Steiermärkischen Landesregierung 

Präsidialabteilung 

GZ.: Präs - 21 Ka 14 - 89/3 Graz, am 30. 3. 1989 

Tel.: (0316)877/2428 od. 
2671 

Ggst.:Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Bundesgesetz betreffend die Rege­
lung des Krankenpflegefac:hdienstes, 
der med.-technischen Dienste und der 
Sanitätshilfsdienste geändert wird. 

DVR.Nr. 0087122 

I ;'et~~.~.=SE~z~~Zt~l!· 
Datum: 1 4. APR.1989 

1. Dem Präsidium des Nationalrates, 10tcYtWt.~It., 1/~. I" ;t 
Dr. Karl Renner-Ring 3 (mit 25 AbdruC:KerrJi • 

2. allen steirischen Mitgliedern des Nationalrates; Ir? ~ (;{ 
3. allen steirischen Mitgliedern des Bundesrates; 

4. allen Ämtern der Landesregierungen 
(Landesamtsdirektion); 

5. der Verbindungsstelle der Bundesländer beim 
Amt der NÖ Landesregierung. 1014 Wien, 
Schenkenstraße 4, 

zur gefälligen Kenntnisnahme. 

Für die Steiermärkisc:he Landesregierung: 

Der Landeshauptmann: 

Dr. Krainer eh. 

F .d.R.d.A.: 

(r-~~ 
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AMT DER 
STEIER!v1ÄI.tKISCHEN LANDESREGIERUNG 

8011 Graz, Landesregierung - Rechtsabteilung 12 

An das 
Bundeskanzleramt 
Sektion VI-Volksßesundheit 

Rwletzkystraße 2 
1 U j 1 '\': i e n 

Rechtsabteilung 12 

801 t Graz, Hofgasse 13 

DVR 0087122 

Bearbeiter 

Dr.Wippe1 
Telefon DW (031 6) IDßXI 877 /3364 
Telex 31183,8 Irggr a 

Parteienverkehr 
Montag bis Freitag 8 bis 12 Uhr 

Bitte in der Antwort das Geschäftszeichen (GZ) 
dieses Schreibens anführen 

GZ Präs - 21 Ka 14 - 89/3 Graz,am 30.März 1989 

G~t 1ntwurf eines bundes­
gesetzes, mit dem das 
bundesgesetz betreffend 
die ReBelung des Kranken­
pflegefachdienstes, der 
med.-technischen Dienste 
und der Sanitätshilfs­
dienste geändert wird. 

bezuc: 61. 2J1 /1 -VI/1 )/89 

Zu dem mit do. ~oten vom 9. und 25·1.1989, ha. eingelangt 

am 2.~.1989, übermittelten En+:wurf eines BundesgeGet~es, mit 

dem das Bundesgesetz betreffend die Regelung des Kranken­

pflegefachdienstes, der med.-technischen Dienste und der 

Sanitätshilfsdienste geändert wird, wird seitens des Amtes 

der Steiermärkischen Landesregierung nachfolgende Stellung­

nanwe abgegeben: 

I. Allgemeines 

Wie in den Brläuterungen zum vorliegenden Gesetzesentwurf 

angeführt wird, haben Besprechungen in 3 Arbeitsgruppen 

stattgefunden, wobei lediglich die Arbeitsgruppe 11 ein 

Ereebnis für eine Textausarbeitung des Entwurfes ceceben 

ha-t. 

In dieselll Zusammenhang wiT'd bemerk~, daB der vorliegende 

~ese-tzesentwuT'f noch eino_Vielzahl von FraGen offenläßt, 

welche sowohl einer fachlichen als auch T'echtlichen be­

urteilunc zugeführt werden müi3+:en. Insbesonde!'s eT'schein+: 

es erforderlich, naci'ls+:ehende Punkte einer elncehenc1en 
RegelunB zuzufUhren; 

GEDRUCKT AUF UMWELTSCHUTZPAPIER 0 

28/SN-179/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)2 von 11

www.parlament.gv.at



- 2 -

1 . ) :trGänSullc; der rechtlichen Abcrenzung der deHl Kranken­

pfle~ebesetz unterliegenden Tätickeiten durch ceeic­
nete 3anlctionsmöglichlceiten, d.ll., Aufnahme von 0traf­

best iWffiunben , mit denen z.B. der hiGbrauch durch Ver­

wenJung ver~echslungsfähiLer BerufsbezeichnunCen unter­

bunden werden kann. 

2.) Der ~ntwurf befaßt sich liberwie~end mit Or~anisutions­

fragen der Krankenpfleceschulen, ohne eine Kl~run8 der 

Ausbilduncsinhalte zu treffen. Hiebei wird auf die zu­

treffenden Ausfv,hrunt:;en anderer Bundesländer hincewiesen. 

Die Gormierun~ einer kollegiale~ FUhrune der Kranken­

pflsgescnulen und der med.-techn. Akadeillien in der 

vorGesehenen iorm scheint 1:e in seeicnet er,'! ec zu sein, 

l\usbildunGsinhalte herbeizufUhren, denn sie nimtnt auf 

die in das Zivilrecht hineinreichenden BelanGe, die 

sich aus der Natur der KechtsträLerschaft der Jchul­

erhalter erLeben, keine RUcksicht und stellt somit 

eias leere Or(;anisationshUlse ohne Inhalt dar. 

j.) Im vorlieGenden Entwurf verschwimmt der UWBtand, 

daG die in Betracht kommenden Schulen und Aka-

demien von den Trägern im Rahmen der Privatwirtschafts­

verwaltung gefUhrt werden. Es w~re daher erforderlich, 

hierauf Bedacht zu nehmen und die Rechte des Schulträ­

sers in rec~ltlicher und uirtschaftlicher Hinsicht im 

Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung von der sani­

tätsfachlichen und ~ädagocischen Aufsicht zu 

trennen. So kann z.B. die Aus',.,rahl der Lehrk6ifte durch 

d~e Schulleitung nicht lOSGelöst davon betrachtet 

werden, daß die Bestellun.:.:; von Lehrkräften auch einen 

Recntsvorbang erforderlich macht, der in das Zivilrecht 
,. . " + {llne lnre lcn v • 

,'1 

• 
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Die in ne<.le steIlenden Scilulen werden dls 1inrichtun,.:::,en 

aes Landes Steiermar~ im Rahmen der PriVatwirtschafts­

verv[,Ü tune; gefüi.lrt. Die rechtliche Deurteilun,:.:; uncl 2u­

ordnu1l6 ist daher mit sonsti~en Privatschulen im Bffent­

lichen Schulbereich ä~nlich. Auch dort stellt die te­

~3tellullC: von Lellrkräften eine An-.;eleiSenhei t des 'l'r8.be rs 

dar. ob:::leich für die Anerkennunb
r

• des Öffentlic.hkei ts-' '-' 

reci!teö derartiGer 8c11ulen Normen bestehen, auf Crund 

welcher etwa den Landesschulräten die pädago~ische Auf­

SiCLlt über Anstellulle;serfordernisse und Lehrinhalte. 

ZUkOi!1ll!t. In ähnlicher \'ieise sollte daher der leitende 

8dnitätsbeamte bei den hier in Rede stehenden Schulen 

die fachl iCh-pädoGogische Aufs icilt vlaürne hmen, vlä.i.Hend 

die hechte des Trägers sich auf die orGanisatorischen 

und ·,li rt schaft lichen Ancelee;enllei ten erst recken soll en. 

Dies lllüDte jedoch einen normativen lJiederschlac; auch 
iLl Gesetzestext finden. 

4.) t:hnlici1e Uberle2;uncen t:;el ten auch für den Aufnuhmeal;:t 

der Schüler bzw. Studenten. Jedenfalls scheint es pro­

ble:nat isch, '/lenn lui t der in Aussicht GenomIilenen ~ext ie­

runs ein Hechtsanspruch auf die Aufnahme abe;eleitet 

werden kann. Eine Einrichtun3, die im Rahmen der Pri­

vatwirtsci'laftsverwal tunt; e:;eführt wird, muß sich vorbe­

halten, die Aufnahille von Schülern selbst zu Gestalten. 

j~hnlich der Recht3natur der Aufnahme von Schülern in 

sonstige Privatschulen,· welche SiC~1 als "Ausbildunbs­

vertraG" darstellen lassen, müßte auch der Aufnahme­

vorzanc; in die hier in Rede stehenden 8c11ulen i:ßsGhen 

'v{erden. Der Gesamte Aufnanme- und Ausschlußvor,saI1G so­

I'de die entsprecilenden Dest immune,en d,es Krankenpflece­

besetzes müUten daher im Lichte dieser Uberlegungen ~e­
staltet und übe~arbeitet ~erden. 
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5.) bie 3estiillhlunben Uber den PrUfunbsablauf sollten einer 

ei~enen Leistuntsbeu.rteiluncsverordnung Ubertra[,en 

werden, ~obei Elemente und Anregungen auch der fUr 

den ~ffentlichen 3chulbereich ~Ultigen Verordnun~ ent­
nom~en ~erden k~nnten. 

l\it der erforderlichen Klärung der Ausbildun~3inhaltG 

sollte fest~eleGt werden, in welchen Ge~enständen 1in­

zelprlifuncen und in welchen GeGenständen Diplomprlifun­
Jen abzulegen sind. 

6.) ':'::s best eilt ke in Anlaß, die Aufnahme- bZV1. die Priifunr?;s­

lwrnmission, sollte sie in dieser POr!!l überhaUI)t bestehen 

bleiben, Ui;l ein ilitglied aus delD i<reise des Betriebsrates 

bZi,I. der Personal vertretunG der [(rankenanstalt auszmle i ten, 

denn diese Kommission hat spezifisc~e Entscheidungsaufcaben 

aUi3 (iem 0chulbetrieb und nicht bntscheidunt,sbefue;nis-

se aus einew allf~lliGen späteren Uienstverh~ltnis der 
auszubildencl:n Krankenptlegepersonen. 

Außerdem Geh~rt der Kowmission schon jetzt ein Ver­

treter der ~esetzlichen Interessensvertretunc an. 

7.) AusdrUcklieh wird festgehalten, daß dje FUhrune des 

sogenannten Ersten Ausbildungsjahres weiterhin gewähr­

leistet bleiben soll. Das ~esamteAusbildun8swesen ist 

darauf abcestimmt, daß weiterfUhrende Schulen an den 

Abschluß der allGemeinen Schulpflicht aufbauen. \·:enn 

nun das Eintrittsalter in die eigentliche Krankenpfle­

seausbildung an die Absolvierung des 10. Schuljahres 

geknUpft wird, so wUrde bei Auflassuns des Ersten Aus­

bildunßsjahresG8.n~es eine Ausbildu,neslücke entstehen, 

lias zur J:t1012e haben d ilrft e, daß nur mell r jeneInt eres­

senten in die Krankenpfl~geschule Aufnahme suchen, die 

anderweitiL noch nicht unterGekommen bzw. ~e3cheitert 

sinJ. Die13er Uwstand würde sichel"lic11 nicht niveauför-­
dernJ sein. 
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DieSiH:lnnunt'ßn 'z\Hschen den cehobenen medizinisch­

technischen Diensten und dem Lle,d i ziniscll-techlÜi3cllen ' ... 
iachd lenst sollt en 'lbc;ebaut iierden. In diesem Zusaumen­

hant wird keine Notwendigkeit cesehen, die Ausbildun~ 
iUl mediziniscil-techniscilen :F'achdienst einzustellen, 

so wie dies verschiedentlich vertreten wird, denn die 

bislleriC;E' ErfahrunG hat cezeiet, daß sehr wohl Per­

sorw.lbedarf im lIinbl ick auf di eGes 3pe,zi ellel~e rufs­
bild Geteben ist. 

1s wird daher angeregt, auf den in den Erläuterun~en 
zum vorlieeenuen bntvrurf enthaltenen VorschlaG zurück­

zUGreifen: nach Vorliec;e.n der einzelnen Stellun3nahm~n 
des JJecutachtunbsverfahrens noch ergänzende Gespräche 

abzuführen, I'Tobei aucll speziell die jeT,.;eiligen Ansich­

ten der 8chulerhalter eingebunden werden sollten. 

11. Besonderes _._----

Zu '.i 7 Abs. 1; 

Illl Ge6ensat z ZLl ze i twe ise vorgetr atSenen Auffa.ssun.:;en 

:lat das Erste Ausbildunssjahr auch schon von der bisher 

cültigen Normierung einen speziellen Bezug zum Kranken­

pflebeberuf. ~ie schon unter Pkt. 7 der allgemeinen 

Ausführul1e,en angeführt, erscheint es aus grundsätzlichen 

ErwäGungen angebracht, den 1. Jahrgang weiterzuführen . 

.Line Änderune; .ist auch im ::Entwurf nicht vorgesehen. 

Zu § 7 Abs. 2 Ziff. ); 

Diese Textierung birgt iill ilinblick auf die Wortwahl 

"Aufsicht und Verantwortung" .die ;:;öglichkeit unklarer 

Kompetel1zverhältnisse und sollte daher p~~ziser gefaBt 
\verden. 
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Zu§ 7 Abs. 2 Ziff. 4: 

Nicht die Krankenanstalt muß über die erforderlichen Schul­
und Internatsräumlichkeiten sowie Lehrmittel verfügen, 
sondern der Träger der Krankenpflegeschule. Dies deshalb, 
da Krankenpflegeschulen zwar an Krankenanstalten geführt 

werden, jedoch Rechtsträger der Schulen einerseits und 
Krankenanstalt andererseits nicht ident sein müssen. 

Es sei z.B. daran erinnert, daß SHD-Kurse, die ebenfalls 
an Krankenanstalten durchgeführt werden, auch vom Roten 
Kreuz als Träger veranstaltet werden. 

Zu § 7 Abs. 3 bis 6: 

Auch diese Bestimmung birgt vorprogrammierte Konflikte 

in sich. Uberhaupt wäre es sinnvoll, das Problem der 
Gestaltung der Entscheidungsfindung im Schulbereich dem 

jeweiligen Träger zu überlassen~ da es sich hiebei um keine 

Frage der Ausbildungsinhalte, sondern um organisatorische 
Angelegenheiten im Innenverhältnis handelt. Keinesfalls 
kann die Auswahl der Lehrkräfte der jeweiligen Schulführung 
allein überlassen sein, da hier auch in dienstrechliehe 
(zivilrechtliehe) Bereiche eingegriffen wird. Wohl wäre 
aber ein Vorschlagsrecht der Schulleitung sinnvoll, die 

endgültige Entscheidung sollte unter Berücksichtigung 
der fachlichen Beurteilung seitens des leitenden Sanitäts­
beamten beim Schulerhalter liegen. 

Im Zusammenhang mit der Normierung der Führung einer Schule 
müßten auch klare Verhältnisse hinsichtlich Aufgabenbere·iche 

im Zusammenhang mit der Aufsicht seitens des leitenden Sani­
tätsbeamten einerseits und des Schulerhalters andererseits 
herausgestellt werden. Eine mehrfache Unterstellung der 
Schule unter lerschiedene Entscheidungsträger sollte vermieden 

werden, d.h., die Installierung von mehreren Imperien 
(Aufnahmekommission~ Landeshauptmann als Behörde bzw. lei­
tender Sanitätsbeamter) fühtt zu unübersichtlicher Kompetenz­
lage. Hinzu kommt noch die Interessenslage des Schulerhalters • 

.'1 
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Zu § 7 Abs. 8: 

Die Bewilligung zur Errichtung und Führung einer Kranken­

pflegeschule fällt nach ha. Ansicht in den Kompetenzbereich 
des Bundesministers für Gesundheit und öffentlicher Dienst 

beim Bundeskanzleramt, dies gilt für alle im Entwurf dem 
Bundeskanzler zugewiesenen Behördenkompetenzen. 

Zu § 8 bzw. 1:2: 

Hiezu wird auf den vorangefüh~ten Punkt 6 der allgemeinen 
Ausführungen verwiesen. 

Bezüglich der Kompetenz des Bundes hinsichtlich der Nor­

mierung einer Behörde in den Ländern (Aufnahmekommission) 
bestehen verfassungsrechtliche Bedenken. 

Weiters wäre bei Aufrechterhaltung der vorgesehenen 

Konstruktion der Ausschlußvorgang,derartig umständlich 

und schwerfällig, daß schon aus diesem Grund eine Uberar­

beitung der Textierung des § 8 und § t2 angebracht erscheint. 

Hinsichtlich der Vorlage des amtsärztlichen Zeugnisses 

im Zuge der Aufnahme wäre zu überlegen, ob dieses nicht 
erst nach vollzogener Aufnahme nachgereicht werden 

könnte, zum al die Zahl der Aufnahmewerber gegenüber der 
Zahl der Aufgenommenen wesentlich überwiegt. 

Zu § 13: 

Es muß dem Rechtsträger einer Krankenpflegeschule anheim­
gestellt bleiben, den Umfang des Schulbetriebes und den 
damit verbundenen Aufwand für Lehr- und Fachkräfte selbst 

zu erkennen und zu gestalten. Aus diesem Grund müßte 
\ 

daher die Funktion des Rechtsträgers gegenüber den Befug-
nissen des Bundes als Verordnungsgeber abgegrenzt werden. 
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'l;enn :jC'lOl1 die näi:leren .b8.stimmun::.,en Li.ber cUe Anzahl sOHie> 

I.s:,cdl icnel:.i:::.,D'li12 der Ll?hT'- u.nd :F'ciClü::r:ifte durch Verordnung 

l'es-:.::.,ele.=:;t '.ierclen ;,"ann~dann sollte diese um 30 er.l2t' für die 

C~e:Jt:.:ü-tunL, d.e~3 Prüfullc.,sablaufes [;elten, d '1\.) durch VeT'oru­

ntl.nc, 30l1ell 2.11 jene liorr;derun2,en betreffend .Lei3tun::::ßbeur­

teilunG1 J:rLifullL,Sviieder;101unGen etc. u!dfassend c:eretelt vieruen, 

et-llu 'iiie ilil LereicJ:1 ,ler öffentlichen Schulen <.lurch di'? 

Leistun~3beurteilun~sverordnunG' 

KOiiLili.33ion zahlel1irl~l,ni:~ einen Umian::s" der d ie Abhaltune 

von Pri..i.luLl0 en in Jer PT'J.:.:.:is beinah!lle 'lnfoöGlich ,;lucht. 

bS 1;.;t nicht ein~usehE'n, vleshal'r-) Li.berho.uiYt den Interessen­

vertretun~en bz-;v. letriebsvertretunben ,::llI1 Ablcmf einer 

?rü.i:'un;; Gest alt unesr echt ZUl"o:ll:üen soll. Als l:ol!liniosi ons­

mit;..:,lieJ.er sollten neb:>n der 8chulleitull.:.:, der leitende 

8anität3beamte bzw. dessen ~eauf~raBter und ein Vertreter 

des l-i.ec::l t st r :itSe-r s ge n;.it:,en . 

Die Inter~retation läßt ~le Ver~utunc zu, daß in Zukunft 

in allen Gei::,enstäuuen ein nichtcenü.cencler Erfol::, zulässig 

i.st und bei der je·,veilii..,oen Lellrl~rB.ft des betreffende"! 

Untarricllts:fac!.les \Vi-2d.,-?~iwlt 'deT'Clen k8.nn. Die38 iföClich­

i.-:eit ist nicht zuku,titsü!'lentlert 1.l,nd l!lu:":, da dadurCH d8,.3 

AUsbildunbsniveau enor;!l c..ü.3ii11~en vlird, auc;elelmt ',ierden. 
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~.. "" 1+ '·.::>r}' e 1 e~el' +s 7Ct.l. ~? ~( er.l"'olc .. T"'n }\"("O.~_ '-'lnn::.:,E'r[lU";; ;~e ."eil rl1v, (1· 01 ,_ ~ __ _,,- CA~ 

i';Jürul1G'= [1. 

Do.. Jie J',-l,,13oildunL in .Jer ps,Yc)üat:ischen Y~r!J.n::::en.i':'fle,:..,e 

Lu hClil;LC"11 eines Dlenstveri1ältnlsses eri'olc:;t - ',lobei es 

frC1..2,licil ü;t, cl i e8e Vo r:;uni.ß ~le 13e \'Je i t er tli n be 1 zubehal t en -

Hltro.e ·lle sinnCßfll8.ße AmienJuns des J 0 da~u. fü,ilren, rlcl.f;i 

uli t ~L 8U ;"u:t'i12.;11ileoescilluß auch cl i e Iee:,rünu un2, eines .Gi enst-

Diese Konstruktion 

l·ilU.i~ aoer entschieden 3.bcelehnt -v,-erden. Da \iiederUlil zeiGt 

3ic11 :J.ie liotiienJi~l'~(>lt~ die zivilrechtlicllen (dienstrecht-

1 iCLlen) :Gere iche von ci en ei[;entl ichen Ausbilclurl-i,snOrllli erun­

c8n ~u trennen" 

·1 U .• ..J." ( , 
_LJ ___ ~ ___ ,:::!.~_. 

Im RU~Qen der Lrstellun~ eines Lehrplanes i,. VerorJnunes­

·.ie~'2 3011t2 dureI1 entsi,Jrechende 'l'extleruD,::, iLl GesE:'tz 

bed9.,cht'tIero.en, claß einzelne 1ehrveranstal tuncen ent­

sj!recllenJ dejJ Ausbildunt::;sfortsch.ritt differenziert, d .11. 
O' 1" J'" f t . 1+ cl 1 .,". t d <J.Ui:· verSCIlleuene c1.11rt}:3.nge au ge Jel '_', urc 1ceiunr _ 'Iler en 

j:~önl1en. 00 schei'nt es \'leniger sinnvoll, die Le~lrinhal-1:;e'an 

den BeGinn der AusbildunG zu setzen, 1;lenn diese erst aill 

.icjwle der Ausbildune aktuell sind (z~1. Grundzüce des 

Aroeitsreciltes), Dies betrifft den 1e~lrplan sdmtlicher 

hleJ. SChulen bzw. Ahadeillien. 

l+ü l' Js.s lacl'l 11 theoret i Gche und pr aLt ische Einfü'11 :r1Hl;~ i 11 ·li e 

l':!·c.Ulh.en.J,ll.'le;;e " sollte der In11u.1 t c;en8.u u e f i n 1 e l' t \0) e r fl ,,) !l , 
.'1.- ·'1' t ,1,· • T( .. , ,. ~ '''1 .- " <,:r~ '1. ud.IL .. udS !._.rC<.rL.~en.fJ.L e0eJ:-'rc.. ... ~vl"U,ll nicht zu. eineril sinnlo:~en 

"Hol-li unO. ":t~rillul.ien3t" u!llfun~l..tioniert iierJen ~·~ar!ll. 

Dies ~ilt "'I' 1·1n' '''' 'l:; (' o G"- J.t. c...;.. .... ) auci1für alle !'!led. -t echni schen vi enst e . 
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:Ln der Pra.xls l1at sich llerausg8stell t, daI) wi t der bis­

heri.;en Gestct.l tune; lies '::i 52 Aas. 4 nicht das Auslancen 

~e:2'unden ,lerclen konnte. Jedenfalls sollte die freibe­

ruflic~le i\uoübunc \iej.t':,rili.ll n.n einebeh(jrliliche .Ue\'lJlll-
. r, • ) + 

, ~ LU: :J 1 C n 'J ;~ebunlien sein, vor allco,[:1 'Gollten J:.o-

;;:ti.''-LiiluÜ....:,en zur verpflicHtenden Fortbildunc. auf,:...,enOlni:lcn 
iverden. 

ZUli1 ~~onze.pt betrel'feno. die Portbiili.unt.; und 8onCleraus­

blldun u in den 4 bparten wird die AuffassunL vertreten, 

dG.l~ eine bec;utaclltun[, erst dann möglich ist, ivenn eine 

textllcüe Linarbei tun.:.., in den Gesetzesent';mrf statt:::;e­

fund::>l1 lU3.t und le2,istisch in den l"orInulierur1.;en mit <lern 

iu Artikel 11 . __ ....... _------

Im Hinblick auf die Vielzahl der noch unGeklärten ~ach­
verhaltselemente und Hechtsfragen, sOi'lie dj.e allenf::1.lls 

damit verbundenen Orcunisationserforuernisse und Fest­

le&un~ der Lehrinhalt sollte der Entwurf nochmals ein­

Gehend ülierarbei tet werden und keinesfalls ImrzfristiG 

in Kraft treten~ wobei wegen des zeitlichen Parallel­

laufe;;3 beiuer Ausbildungsre.;eluncen eine bestaffel te 

Uber~ansfrist getroffen werden müßte. 

Deu Präsiaiu~ des fationalra{~3 verden unter einem 

2~ AusfertiLun~en dieser Stelluncnahme liberruittelt. 

die 0teieriil~i.rL·· s 1.112 18 ·Hles4::E'.:,ierunc; 

Der 'und 
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